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1.
Der Wesenskern moderner Wirtschaftsgesellschaften lässt sich am besten durch ihre Einstellung gegenüber den Familien charakterisieren. Die bis heute treffendste Charakterisierung stammt aus dem 19. Jahrhundert: Wer als Unternehmer Schweine mästet, erbringt eine produktive Leistung und trägt zur Erhöhung des Volkseinkommens und –vermögens bei, dagegen gilt die Leistung von Vätern und Müttern, die Kinder erziehen, als ökonomisch unproduktiv, sie wird weder bei der Berechnung des Volkseinkommens noch des –vermögens in irgend einer Weise berücksichtigt: „... ein Newton, ein Watt, ein Kepler sind nicht so produktiv als ein Esel, ein Pferd oder ein Pflugstier“ (Friedrich List, „Das nationale System der politischen Ökonomie“, Jena 1922, S. 231).


Die falsche Sicht auf die Familie führt nicht nur zu falschen Produktivitätsberechnungen, sondern auch zu einer falschen und ungerechten Behandlung durch Staat und Gesellschaft. Die Familie ist tatsächlich der Lastesel von Wirtschaft und Gesellschaft: „Von Kindern profitiert, wer keine hat.“ Vergleicht man für verschiedene Haushaltstypen ohne und mit Kindern das frei verfügbare Einkommen bei einem gleichen Bruttoeinkommen von z.B. 60 Tsd. Euro, indem man die geltenden Steuern und Abgaben sowie das Kindergeld und das vom Gesetzgeber festgelegte, steuerliche Existenzminimum zugrunde legt, dann verbleibt von einem gleichen Haushaltseinkommen in der Höhe von z.B. 60 Tsd. Euro ein frei verfügbares Einkommen von

· 10,6 Tsd. für einen Ledigen ohne Kinder

· 6,9 Tsd. für ein Ehepaar ohne Kinder

· 3,0 Tsd. für eine Ehepaar mit 1 Kind

· Minus 0,9 Tsd. für ein Ehepaar mit 2 Kindern

· Minus 4,8 Tsd. für ein Ehepaar mit 3 Kindern

Quelle: Deutscher Familienverband, Heft 2/04, S. 9.

2.
Die Konsequenz der ökonomischen Ausbeutung der Familien ist eine extrem niedrige Geburtenrate, die die Stabilität der Gesellschaft und die Prosperität der Wirtschaft zunehmend gefährdet. Die Stabilität des demographischen Systems setzt langfristige Festlegungen im Lebenslauf in Form von Partnerbindungen und Kindgeburten voraus, die Rationalität der Wirtschaft erfordert umgekehrt eine hohe Flexibilität und Mobilität und die Vermeidung von mobilitätshemmenden Bindungen wie die Gründung von Familien. Der innere Systemwiderspruch zeigt sich in dem paradoxen gegenläufigen Zusammenhang zwischen dem Entwicklungsstand und dem Pro-Kopf-Einkommen eines Landes einerseits und seiner Geburtenrate andererseits: Die Menschen leisten sich um so weniger Kinder, je mehr sie sich auf Grund des steigenden Pro-Kopf-Einkommens leisten könnten (= „demographisch-ökonomisches Paradoxon“). In Ländern wie Deutschland, in denen sich die Erwerbstätigkeit und die Familienarbeit wegen fehlender Betreuungseinrichtungen für Kinder oft gegenseitig ausschließen, setzt sich der seit Ende des 19. Jahrhunderts anhaltende Trend zu sinkenden Geburtenraten im 21. Jahrhundert tendenziell fort, solange das Pro-Kopf-Einkommen wächst.

3.
Die Auswirkungen der niedrigen Geburtenrate auf die Wirtschaft zeigen sich in abnehmenden Wachstumsraten des Volkseinkommens, sinkenden Steuereinnahmen und einer wachsenden Staatsverschuldung. Hinzu kommen fünf wachsende, demographisch bedingte Interessenkonflikte, durch die das gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftssystem destabilisiert wird:

(a) Die demographische Alterung, die in stärkerem Maße auf den sinkenden Geburtenzahlen beruht als auf der zunehmenden Lebenserwartung, sprengt das System der sozialen Sicherung und führt zu wachsenden Gegensätzen zwischen den alten und jungen Generationen – den Empfängern und den Erbringern von Versorgungsleistungen.

(b) Unter den Bedingungen der Bevölkerungsschrumpfung und demographischen Alterung werden demographische Standortbedingungen zu wichtigen Faktoren des wirtschaftlichen Standortwettbewerbs. So teilt die Binnenwanderung der jungen, gut ausgebildeten Arbeitskräfte vom Osten in den Westen Deutschlands die Bundesländer in demographische Gewinner und Verlierer. Es kommt zu einer demographisch bedingten Konkurrenzsituation um das regionale Entwicklungspotential.

(c) Die wachsende Population der Zugewanderten und ihrer hier geborenen Kinder hat wesentlich ungünstigere Bildungsvoraussetzungen und damit wesentlich geringere Chancen für eine ökonomisch und gesellschaftlich erfolgreiche Integration und Partizipation als die der schrumpfenden deutschen Bevölkerung, wobei die zugewanderte Population in vielen Großstädten bei den unter 40jährigen schon ab 2010/15 die Mehrheitsbevölkerung bilden wird.

(d) Die niedrige Geburtenrate beruht in erster Linie auf dem hohen Anteil der zeitlebens kinderlos bleibenden Frauen von rd. 30% bei den Jahrgängen ab 1965. Der Interessengegensatz zwischen den beiden Populationen mit und ohne Nachkommen gefährdet die demographischen Stabilitätsvoraussetzungen des sozialen Rechtsstaats und spaltet die Gesellschaft in verfassungswidriger Weise zu Lasten der Familien.

(e) Die demographische Alterung ist ein weltweites Phänomen. Durch kapitalgedeckte Zusatzversicherungen und Kapitalanlagen in Niedriglohnländern läßt sich das alterungsbedingte Versorgungsproblem der Industrie- und Entwicklungsländer nicht lösen i.S. von beseitigen, sondern nur zwischen den Ländern verschieben. Die internationalen Kapitalbewegungen bieten zwar für beide Ländergruppen Vorteile, aber dies bedeutet nicht, daß beide in gleichem Maße von den renditeträchtigen Kapitalanlagen profitieren.

4.
Die demographische Alterung, gemessen durch den Altenquotient (definiert z.B. als Zahl der über 65jährigen auf 100 Menschen zwischen 15 und 65), ist ein jahrzehntelanger Prozeß, der in Deutschland um das Jahr 2050 sein Maximum erreicht. Der Altenquotient steigt bis 2050 um das Zwei- bis Dreifache an, danach bleibt er bis zum Ende des Jahrhunderts auf diesem hohen Niveau annähernd konstant. Anders verhält es sich mit der Bevölkerungsschrumpfung, die sich über das Jahr 2050 oder 2100 hinaus so lange fortsetzt, wie die Geburtenrate das Bestandserhaltungsniveau unterschreitet.

5.
Eine Anhebung der Geburtenrate durch familienpolitische Maßnahmen ist nur bedingt möglich. Die Maßnahmen müssen jedoch nach Adressaten-Gruppen differenziert werden. Deutschland ist das Land mit dem weltweit höchsten Anteil der zeitlebens Kinderlosen an einem Jahrgang. Eine Anhebung der Geburtenrate hängt in Deutschland entscheidend davon ab, ob es gelingt, die Bereitschaft und Fähigkeit für den entscheidenden biographischen Schritt von der Kinderlosigkeit zur Elternschaft zu fördern. Die weiteren Übergänge vom ersten zum zweiten und vom zweiten zum dritten Kind sind ebenfalls wichtig, fallen aber in ihrer quantitativen Wirkung auf die Geburtenrate weniger stark ins Gesicht, denn bei Menschen, die Kinder haben, ist die Geburtenrate mit durchschnittlich zwei Kindern je Frau bereits relativ hoch und seit Jahrzehnten nahezu konstant.

6.
Die Bevölkerungsschrumpfung läßt sich durch Einwanderungen aufschieben, während die demographische Alterung durch Wanderungen weit weniger beeinflußbar ist. Das entscheidende Mittel zur Verringerung der demographischen Alterung ist eine Zunahme der Geburtenrate. Wenn die Geburtenrate z.B. bis 2030 wieder auf den bestandserhaltenden Wert von 2,1 Lebendgeborenen pro Frau zunähme, würde die Bevölkerungszahl ohne Ausgleich des wachsenden Geburtendefizits durch Einwanderungen dennoch bis 2080 schrumpfen, erst danach wäre die Geburtenzahl wieder so groß wie die Zahl der Sterbefälle. Wenn die Geburtenrate auf 2,1 Lebendgeborene pro Frau zunähme und gleichzeitig z.B. 150 Tsd. jüngere Menschen pro Jahr netto einwanderten, käme die Bevölkerungsschrumpfung zwar zwanzig Jahre früher - um 2060 - zum Stillstand, aber in beiden Fällen wäre eine stark zunehmende demographische Alterung unvermeidbar.

7.
Die demographisch bedingt steigenden Versorgungslasten lassen sich durch eine schrittweise Ergänzung des umlagefinanzierten Systems der sozialen Sicherung durch privat finanzierte kapitalgedeckte Zusatzversicherungen um so leichter finanzieren, je höher die Wachstumsraten der Produktivität und des Pro-Kopf-Einkommens sind. Aber auch bei hohen Wachstumsraten der Produktivität nimmt der demographisch bedingte Verteilungsstress zwischen den Empfängern und Erbringern der Versorgungsleistungen zu. Wenn z.B. die Produktivität der Wirtschaft mit 1,5% p.a. wächst, so dass sich das Pro-Kopf-Sozialprodukt der 20 bis 60jährigen bis 2050 verdoppelt, dann steigt das Sozialprodukt insgesamt nicht ebenfalls um das Doppelte, sondern es nimmt infolge der bis 2050 um 16 Mio. Menschen schrumpfenden Zahl der 20 bis 60jährigen nur um 34% zu. Nimmt man ferner an, dass die Relation der Pro-Kopf-Versorgungsleistung für Ruheständler, Kranke und Pflegebedürftige zu dem Pro-Kopf-Erwerbseinkommen gleich bleibt, dann muss ein wesentlich größerer Teil des Sozialprodukts für die Versorgung der um 10 Mio. Menschen wachsenden Zahl der über 60jährigen verwendet werden: Der für die Versorgung gebrauchte Anteil des Sozialprodukts wächst von 2001 bis 2050 von 23,5% auf 39,0%. Obwohl sich nach diesen Annahmen die Produktivität pro Kopf eines 20 bis 60jährigen bis 2050 verdoppelt, erhöht sich das Pro-Kopf-Einkommen infolge der stark steigenden Versorgungsleistungen nur um 19%, d.h. der demographisch bedingte Verteilungsstress zwischen den Generationen nimmt zu. 

8.
Fazit: Die Ursachen der wachsenden demographisch bedingten Probleme liegen in den Widersprüchen zwischen der Systemrationalität der Wirtschaft und den demographischen Stabilitätsvoraussetzungen der Gesellschaft. Die negativen Auswirkungen auf die Wirtschaft wirken auf ihre Ursachen verstärkend zurück. Der sich selbst tragende Prozess lässt sich nicht durch Systemreformen beherrschen, sondern nur durch eine Systemtransformation unter Kontrolle bringen, die die unterschiedlichen Rationalitäten der ökonomischen und demographischen Teilsysteme überbrückt.
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